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Seniorenwohnungen: 
Nicht bezahlbar, nicht genug - 

für die Alten sieht es düster aus

zent auf über 25 Prozent steigen. 
Kurz: Jedem vierten Rentner droht 
Altersarmut.

Jeder Neunte lebt heute in 
„überbelegter“ Wohnung

Ein Senior wohnt heute im Durch-
schnitt auf 59 Quadratmetern, ein 
durschnittlicher Bundesbürger auf 
46 Quadratmetern. Dabei geht 
es in den Städten eng zu: Jeder 
neunte Einwohner dort lebe in ei-
ner überbelegten Wohnung, teilte 
das Statistische Bundesamt am 
Montag mit. Überbelegt heißt zum 
Beispiel, dass sich drei Kinder ein 
Kinderzimmer teilen oder Eltern 
das Wohnzimmer auch als Schlaf-
zimmer nutzen.

Viele Senioren aber bleiben weiter 
in der vertrauten Wohnung, auch 
wenn die Kinder ausgezogen sind 
und der Partner verstorben ist. 
Gerade in Groß- und Universitäts-
städten aber seien sie es, die „am 
stärksten unter Mietsteigerungen 
ächzen“, sagte Ulrich Ropertz vom 
Deutschen Mieterbund. Eine einfa-
che Lösung scheint also der Um-
zug in eine kleinere Wohnung zu 
sein.

Nur, wohin umziehen? Oft „schei-
tert das an den Mietkosten. In der 
Regel finden sie keine kleinere 
Wohnung für eine niedrigere Mie-
te“, sagte Günther. „Und wer sich 
seine bisherige Mietwohnung nicht 
mehr leisten kann, wird gerade in 

Der LiS-Landesvorstand NRW ist 
glücklich, dass sich das Jahr seit der 
letzten Mitgliederversammlung im 
März 2018 so gut für die Liberalen Se-
nioren in unserem Bundesland entwi-
ckelt hat. Neben den zahlreichen Ver-
anstaltungen, die in dieser Zeit wieder 
von den verschiedenen Regionalgrup-
pen durchgeführt wurden – in diesem 
Zusammenhang und ohne dass ich 
irgendwelche Aktivitäten hintanstelle, 
möchte ich exemplarisch die Regional-
gruppe um Frau Beate Kopp in Kaarst 
nennen, die monatlich offene Treffen, 
Vorträge oder Besichtigungen der Li-
beralen Senioren organisiert – freuen 
wir uns sehr über die Neugründung 
von Regionalgruppen in Dormagen 
und Heiligenhaus sowie die „Wieder-
belebung“ der Regionalgruppe Bonn 
Rhein-Sieg. Damit einher geht ein klei-
ner, aber stetiger Mitgliederzuwachs, 
der unsere Position als wichtiger LiS-
Landesverband innerhalb der bundes-
weiten LiS-Familie weiter stärkt. 
Erwähnenswert ist noch die einver-
nehmliche Entscheidung des LiS-Lan-
desvorstands, mit mir als „LiS-Spitzen-
kandidaten“ die besondere Bedeutung 
der diesjährigen Europawahl deutlich 
zu machen. Wir ältere Liberale haben 
die großartigen Erfolge, aber auch die 
Rückschläge und immer wieder Neu-
anfänge in der EU hautnah miterlebt. 
Deshalb sind wir besonders glaubhaft 
in der Auseinandersetzung gegen die 
Europagegner von links und rechts. 
Und da ein Drittel der Bürgerinnen und 
Bürger 60 Jahre und älter sind, können 
wir diese Wählerinnen und Wähler in 
Deutschland am authentischsten für 
die „liberale Sache“ gewinnen.   

Experten sind sich einig: Wohnen im Alter könnte in Deutschland schon 
sehr bald für sehr viele Senioren zum Problem werden. Die Renten sind 
klein, die Mieten hoch, für altersgerechte Umbauten fehlt das Geld.

Eine altersgerechte und bezahlbare 
Wohnung - das könnte bald für Mil-
lionen Rentner zum Problem wer-
den: Darin sind sich Wirtschafts-
forscher, Sozialexperten und die 
Bauwirtschaft einig. Denn die ge-
burtenstarken Jahrgänge gehen 
demnächst in Rente. „Eine ganze 
Generation mit deutlich niedrige-
ren Renten trifft dann auf steigen-
de Wohnkosten“, sagte Matthi-
as Günther vom Pestel-Institut in 
Hannover. „Deutschland steuert 
sehenden Auges auf die „Graue 
Wohnungsnot“ zu“.

Für viele Rentner ist es schwer, 
die Miete zu bezahlen

„Nur fünf Prozent aller Älteren le-
ben in altersgerechten Wohnun-
gen“, sagte Verena Bentele, Präsi-
dentin des Sozialverbandes VdK, 
der Deutschen Presseagentur. 
Schon heute sei es für viele Rent-
ner schwer, steigende Mieten zu 
zahlen. „Schon jetzt ist die Hälfte 
der 592.000 Wohngeldbezieher äl-
ter als 65.“

Die Zahl der Senioren wird aber 
von heute knapp 18 Millionen bis 
zum Jahr 2040 auf etwa 24 Milli-
onen steigen - und diese werden 
von deutlich weniger Rente leben 
müssen, wie das Pestel-Institut in 
seiner am Montag veröffentlichten 
Studie vorrechnet. Der Anteil der 
Senioren, die ergänzende Grund-
sicherung zum Lebensunterhalt 
brauchen, dürfte von heute 3 Pro-

Elmar Conrads-Hassel
stellv. Landesvorsit-
zender der Liberalen 
Senioren NRW
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den teuren Städten häufig gezwun-
gen sein, nicht nur die Wohnung zu 
wechseln, sondern mit der Woh-
nung auch den Wohnort.“

Alte Menschen hängen an 
ihrer Wohnung

Mit einzelnen Projekten und Hilfen 
versuchten kommunale, private und 
genossenschaftliche Wohnungs-
träger, Rentnern einen Umzug im 
Ort schmackhaft zu machen - in 
Elbgemeinden, in Berlin, in Nord-
rhein-Westfalen. Wichtig sei, dass 
die kleinere Wohnung tatsächlich 
günstiger ist, sagte Ropertz. Aber 
„das Echo ist sehr zögerlich“. Denn 
alte Menschen „hängen oft an der 
Wohnung, in der sie Jahrzehnte ge-
lebt haben, an der Umgebung, wo 
sie verankert sind“.

Eine andere Lösung sehen die Wirt-
schaftsforscher vom Pestel-Institut 
in Wohngemeinschaften, um sich 
die Kosten zu teilen. Auch für Ro-
pertz eine Möglichkeit: „Aber viele 
scheuen sich, fremde Menschen in 
der Wohnung aufzunehmen.“

Altersgerechter Umbau ist 
kaum bezahlbar

Nicht nur die Miete, sondern auch 
ein altersgerechter Umbau der 
Wohnung wird für eine wachsende 
Zahl von Rentnern kaum bezahlbar 
sein. Zahlt der Vermieter, kann er 
die Kosten als Modernisierung auf 
die Miete umlegen. Ein Aufzug im 
Haus kann da teuer werden. 
Im Schnitt kostet es, eine Wohnung 
barrierearm umzubauen, heißt es in 
der Pestel-Studie. Wenn die Seni-
oren dann weniger unfallgefährdet 
wohnen und länger zuhause leben 
können, mache sich das aber rasch 
auch für die Gesellschaft bezahlt: 
Ein Platz im Pflegeheim koste pro 
Jahr 8500 Euro mehr als eine am-
bulante Pflege.

Drei Millionen Wohnungen 
müssten umgebaut werden

Bundesweit müssten bis 2030 drei 
Millionen Wohnungen zusätzlich 
altersgerecht neu oder umgebaut 
werden, sagte Günther. Das koste 

50 Milliarden Euro. Mit staatlichen 
Zuschüssen von 6 Milliarden Euro 
ließe sich das stemmen. 

Vdk, Mieterbund und Bauwirt-
schaft stoßen hier ins gleiche Horn. 
„Mehr öffentliche Förderung für al-
tersgerechte Wohnungen ist alter-
nativlos“, sagte Ropertz. „Das ist 
auch eine gesamtgesellschaftliche 
Aufgabe.“ Aber die Politik sei zö-
gerlich.

Der Bundesverband Deutscher 
Baustoff-Fachhandel, der die Stu-
die in Auftrag gab und sie mit Gün-
ther auf der BAU-Messe in Mün-
chen vorstellte, hofft auf Aufträge. 
VdK-Präsidentin Bentele fordert 
von der Bundesregierung, die För-
dermittel für sozialen Wohnungs-
bau drastisch zu erhöhen und „mit 
Auflagen zum Um- und Neubau 
von barrierefreiem und bezahlba-
rem Wohnraum“ zu verbinden.

Aus der Pestel-Studie

Straßenausbaubeiträge - 
quo vadis?

Straßenausbaubeiträge sind keine 
Erschließungskosten. Es handelt 
sich hier um die Kosten grundle-
gender Erneuerungsmaßnahmen 
von Bestandteilen der Verkehrs-
Infrastruktur, die bspw. von den 
Kommunen in NRW dadurch finan-
ziert werden, dass der Kostenauf-
wand auf die Straßenanlieger um-
gelegt wird. 

Je nach den landesspezifischen 
Rechtsvorschriften (Kommunal-
abgabengesetz – KAG) steht es 
im Ermessen der Kommunen, die 
Kosten für solche Maßnahmen – 
wie Ersterschließungsaufwand – 
auf die Anlieger durch Beitragsbe-
scheid umzulegen.

Unabhängig davon, dass die Län-
der Hamburg, Bayern und Baden-
Württemberg die Straßenaus-
baubeiträge abgeschafft haben, 
werden sie in den übrigen Bundes-
ländern noch erhoben. Eine bun-
deseinheitliche (Neu-) Regelung ist 
derzeit nicht in Sicht.

Allein jedoch zu fordern, die Mög-
lichkeit der Erhebung von Stra-

ßenausbaubeiträgen abzuschaf-
fen, ist nicht zielführend. Die zum 
„Zweitausbau“ führenden Ursa-
chen sind langfristig zu bekämp-
fen. Hierzu gehören insbesondere 
die – teilweise - mangelnden Mög-
lichkeiten der einzelnen Kommu-
nen, ihr Straßennetz instand zu hal-
ten. Eine Kommune im Nothaushalt 
oder im Stärkungspakt kann hier 
weitaus weniger Mittel bereitstellen 
als eine Kommune, deren Haushalt 
nicht von finanziellen Zwangsmaß-
nahmen eingeschränkt ist. Wenn 
sich dann mangels notwendiger 
Instandhaltungsmaßnahmen der 
Zustand der verkehrsmäßigen Inf-
rastruktur Jahr für Jahr  verschlech-
tert und final ein Zweitausbau er-
forderlich wird, geht es wiederum 
um die Frage der Finanzierung. 
Werden Straßenausbaubeiträge 
bei den Anliegern erhoben, ist die 
Kommune nur mit 10-30% zusätz-
lichen Kreditaufnahmen belastet. 
Werden die Beiträge nicht erhoben, 
sind die Kosten von der Kommune 
in vollem Umfang zu finanzieren 
und Erhöhungen der Realsteuern 
(Grund- und Gewerbesteuern) blei-
ben nicht aus. 

In dieser Situation danach zu rufen, 
dass „das Land“ die Kosten über-
nimmt (wie bspw. der Bund der 
Steuerzahler) ist einfach, verstößt 
jedoch m.E. gegen das Gleich-
heitsprinzip. Kommunen, die ihrer 
Instandhaltungsaufgabe nach-
kommen, mussten das Land nicht 
in Anspruch nehmen, Kommunen, 
die – aus welchen Gründen auch 
immer – ihren Intandhaltungsauf-
gaben nicht  nachkommen und die 
Infrastruktur „vergammeln“ lassen, 
werden dann vom Land mit einer 
(Teil-) Kostenübernahme „belohnt“.

Die Diskussion hier ist vielfältig. Ich 
werde Sie weiterhin an dieser Stelle  
informiert halten. 

Ihr Heinz K. Hadamik

Straßenbaubeitrag 
abschaffen

Es gibt vier gute Gründe, die 
Straßenbaubeiträge abzuschaf-
fen, denn Sie sind nicht gerecht. 
Der wirtschaftliche Vorteil den die 
Grundstückseigentümer durch den 
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Straßenbau haben, ist nicht wirk-
lich messbar. Sie nehmen keine 
Rücksicht auf die finanzielle Leis-
tungsfähigkeit der Grundstücks-
eigentümer. Außerdem variieren 
sie von Kommune zu Kommune, 
je nachdem, welchen Verteilungs-
maßstab die Straßenbaubeitrags-
satzungen vorsehen. 

Ein Argument ist, und das ist nicht 
von der Hand zu weisen, dass die 
Kommunen Straßen verfallen las-
sen und erneuern sie erst dann 
aufwändig, wenn die notwendigen 
Maßnahmen beitragsfähig werden. 
Wenn ein neues Baugebiet er-
schlossen wird, wird kaum ein 
Bauherr sich weigern, die Anlieger-
kosten zu tragen. Wenn es sich um 
eine Straße handelt, die in erster 
Linie von Anliegern befahren wird, 
ist der Verschleiß der Straße auch 
sehr gering und es werden in Jahr-
zehnten keine Schäden entstehen, 
die eine Erneuerung erfordern. 

So hat die Landesregierung von 
CDU und FDP einen eigenen An-
trag „Straßenbaubeiträge bürger-
freundlich gestalten“ vorgelegt als 
Antwort auf die Initiative der SPD, 
die Straßenbau-beiträge abzu-
schaffen. 
Es wäre in meinen Augen wün-
schenswert, wenn die Volksini-
tiative des Steuerzahlerbundes 
„Straßenbaubeitrag abschaffen“ 
Früchte trägt und die Landesregie-
rung sich mit dem Thema befassen 
muss. Die NRW-Kommunalminis-
terin Ina Scharrenbach hat ange-
kündigt, dass noch im Frühjahr 
2019 ein Gesetzentwurf vorgelegt 
werden will. 

Warten wir ab, ob die Straßenbau-
beiträge abgeschafft werden, oder 
eine bürgerfreundliche Regelung 
mit Härtefall-Regelungen und Bür-
gerbeteiligung in dem Gesetzent-
wurf stehen werden.

Eva Fielitz

Sollte es sich aber um eine viel 
befahrene, eventuell sogar Durch-
gangsstraße mit Schwerlastver-
kehr handeln, so kann die Repara-
tur und ggf. Erneuerung der Straße 
nicht auf die Anlieger abgewälzt 
werden. 
Bayern z. B. hat die Straßenbau-
beiträge abgeschafft, Baden-Würt-
temberg hatte sie noch nie, Rhein-
land-Pfalz hat sie wiederkehrend, 
und Schleswig-Holstein überlässt 
die Entscheidung seinen Kommu-
nen, ob sie Straßenbaubeiträge er-
heben werden. 

Man liest auch immer wieder, dass 
die Anlieger bei einer Erneuerung 
der Straße finanziell überfordert 
werden. Da sollen sie plötzlich 
10.000 € und mehr als Straßen-
ausbaubeiträge zahlen. Oft sind sie 
überhaupt nicht in die Planung ein-
gebunden und haben kein Mitspra-
cherecht, in welchem Umfang die 
Straße saniert werden soll. 

Informativer Besuch des WDR Funkhauses Düsseldorf
Eine große Gruppe von 25 aktiven 
Liberalen Senioren aus Kaarst, Kor-
schenbroich und Neuss besuchten 
auf Initiative von Beate Kopp das 
WDR Funkhaus Düsseldorf. 
Das attraktive Gebäude in bester 
Lage - direkt neben dem Rhein-
turm und dem Landtag - wurde be-
reits 1991 erbaut und bietet Platz 
für 350 Arbeitsplätze und für jede 
Menge Technik.  Dennoch wird im 
Zuge einer weiteren Zentralisierung 
die erfolgreichste TV-Sendung des 
WDR die Aktuelle Stunde Ende 
2019 nach Köln ins WDR Funkhaus 
verlegt, um Kosten einzusparen 
und die internen Kommunikations-
prozesse zu verkürzen. „Rundfunk, 
Fernsehen und Internet wachsen 
immer stärker zusammen und er-
fordern eine Beschleunigung in der 
Abstimmung, um Qualität und Ak-
tualität kontinuierlich zu sichern“ 
so berichtete Herr Neumann, Mitar-
beiter des WDR Besuchsservices.

In einem 15minütigen Informa-
tionsfilm erfuhren die Besucher, 
dass der Tag im Funkhaus sehr früh 
beginnt und erst sehr spät abends 
endet.

Wir wurden zu einer Empore ge-
führt, von der wir einen guten Blick 
auf das TV-Studio der Aktuellen 
Stunde hatten. Wir hatten das 
Glück, den Dreh eines Interviews 
von Frank Plasberg mit Christine 
Westermann zu beobachten. Da-
bei konnten wir feststellen, dass 
die Produktion einer TV-Sendung 
echte Teamarbeit ist und mindes-
tens rund 30 Mitarbeiter dazu nö-
tig sind. Überwältigend ist auch die 
Studiotechnik: zahlreiche Schein-
werfer, die in einem Labyrinth von 
der Decke herabhängend die Ak-
teure auf der Bühne ausleuchten. 

Für das Klima bzw. die  Raumluft 
in dem TV-Studio sind zwei „Ele-
fantenfüße“, wie die beiden riesi-
gen Klimageräte genannt werden, 
nötig.
Als besonderes Highlight wurde 
uns anschließend gestattet,  den 
Regieraum für die Lokalzeit zu be-
treten. Imposant zu sehen: die Mo-
nitorwand.
Mit großem Respekt vor der pro-
fessionellen Leistung werden wir 
zukünftig sowohl die Radiopro-
gramme als auch die TV-Sendun-
gen des WDR verfolgen.

Beate Kopp
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Er teilt deshalb die Bedenken der 
Seniorenvertretungen in den Ein-
zugsbereichen von Zweckver-
band Nahverkehr Westfalen-Lippe 
(NWL), Verkehrsverbund Rhein-
Ruhr (VRR) und Zweckverband 
Nahverkehr Rheinland (NVR), die 
ganz konkret ab 2020 planen, ein 
solches System einzuführen. „Das 
Argument der Unternehmen, neue 
Fahrgäste dadurch zu gewinnen, 
dass die sich nicht mehr mit Tarifen 
und Tickets beschäftigen müssten, 
sollte man kritisch hinterfragen und 
Vor- und Nachteile nachdrücklich 
abwägen“, so Gaby Schnell.

Vorsitzende der 
Landesseniorenvertretung NRW

„Selbst Seniorin be-
wegen mich die Zie-
le und Themen der 
LiS in besonderer 
Weise. Mich hierfür 
einzusetzen ist mir 
ein Anliegen, wes-
wegen ich die Auf-
gabe der Ansprech-

partnerin in Dormagen sehr gerne 
übernommen habe. Ich freue mich, 
dass ich  mit der Gründung der 
Dormagener Ortsgruppe gleich 
mehrere Mitstreiter gefunden habe, 
die den liberalen Gedanken ebenso 
teilen wie ich selbst“, erklärte De-
gen ihre Beweggründe. „Natürlich 
sind weitere Mitglieder herzlich 
willkommen“, ergänzte sie. Auch 
der Stadtverband der FDP Dorma-
gen begrüßt die Gründung der 
Ortsgruppe. „Dass wir in Dorma-
gen nun neben den Jungen Libera-
len für die jüngere Generation auch 
eine liberale Interessenvertretung 
haben, die sich für die Seniorenein-
setzt, begrüße ich sehr. Mit Monika 

Neue Ortsgruppe der 
Liberalen Senioren NRW

Ansprechpartnerin für Dormagen 
ist Monika Degen. 

LSV sieht neue digitale Ticket-
Systeme kritisch

„Die schöne neue digitale Welt hat 
hilfreiche Seiten, aber ebenso auch 
Aspekte, bei denen man frühzei-
tig Vor- und Nachteile abwägen 
sollte“. Für Gaby Schnell, die Vor-
sitzende der Landesseniorenver-
tretung Nordrhein-Westfalen (LSV 
NRW) gehört dazu auch das The-
ma „Ticket-Systeme“ im öffentli-
chen Personennahverkehr (ÖPNV). 
Preisnachlässe für Fahrgäste, 
die statt der Papier-Fahrkarte ein 
Handy-Ticket nutzen, oder konkret 
geplante Ein- und Ausstiegserfas-
sung via Handy-App, sorgen für 
Unruhe und Diskussion in den Rei-
hen der kommunalen Seniorenver-
tretungen.

Die LSV hat aufgrund eines ent-
sprechenden Antrags der Senio-
renvertretung Remscheid bei der 
LSV-Mitgliederversammlung im 
Frühjahr beschlossen, sich für die 
Gleichbehandlung von Papier- und 
elektronischen Tickets einzuset-
zen. Die inzwischen für Anfang 
2019 vorgesehenen Preisnachlässe 
beim Verkehrsverbund Rhein-Sieg 
(VRS) von bis zu zehn Prozent beim 
Erwerb von Tickets mit Smartpho-
nes seien eine ungerechte Bevor-
zugung dieses Vertriebsweges und 
nicht gerechtfertigt. Dabei denken 
die Seniorenvertreter nicht allein an 
alte Menschen ohne Handy, son-
dern durchaus auch an jene, die ei-
nem Zugriff des Ticketsystems auf 
ihr Smartphone kritisch gegenüber 
stehen.

„Diese Sorgen haben sich jetzt 
noch verstärkt, denn drei große 
Verkehrsverbünde in NRW pla-
nen ein noch weiter digitalisiertes 
Bezahl-System“, so Gaby Schnell. 
Hier sollen via Handy-App und Or-
tungssystem der Ein- und Ausstieg 
des jeweiligen Fahrgastes erfasst 
(„Check-in/Be-out“) und seine 
Fahrtstrecken dann am Monats-
ende in Rechnung gestellt werden. 
Auf welche Funktionen des Handys 
dafür zugegriffen werden müsse 
und welche Informationen letztlich  
gespeichert würden, bleibe trotz 
aller Sicherheits- und Datenschutz-
versprechen zumindest des Nach-
denkens wert, so der Vorstand der 
LSV. 

Degen hat sich eine engagierte An-
sprechpartnerin für die Ortsgruppe 
gefunden, die beherzt für ihre The-
men und die ältere Generation ein-
tritt. Ein wirklicher Gewinn für die 
Dormagener Seniorinnen und Seni-
oren“, zeigt sich Dirk Rosellen, 
Stadtverbandsvorsitzender der 
FDP Dormagen, hoch erfreut.
Kontakt: Tel. 02133/81223 
E-Mail degen-frese@t-online.de

Wie entsteht eine neue
Ortsgruppe der 

Liberalen Senioren?
Diese Frage wurde mir vor etwa zwei 
Jahren gestellt, weil ich nach 25 Jahren 
Ratsmitgliedschaft, davon 20 Jahre als 
Fraktionsvorsitzender, als jemand an-
gesehen wurde, der die liberalen Wur-
zeln noch in sich trägt und diese auch 
noch gerne weitergibt.
Nachdem ich diese Frage für mich po-
sitiv beschieden hatte, überlegten wir 
(Volker Ebel, mein Nachfolger als Frak-
tionsvorsitzender, Detlef Parr, mein 
Vorgänger als Fraktionsvorsitzender 
und Bundesvorsitzender der Liberalen 
Senioren) die weitere Vorgehensweise. 
Es war klar, dass das Programm eine 
Mischung aus politischer Information, 
Seniorenthemen, allgemeinen inter-
essanten Themen, lockerer Kommu-
nikation (verbunden mit gemütlichem 
Essen) und dem einen oder anderen 
Ausflug sein müsste.
Unsere Zielgruppe waren unsere Alt-
liberalen, Bekannte und Freunde aus 
unserem Umfeld und diejenigen, die 
sich durch den Begriff der Liberalen 
Senioren angesprochen fühlen.
Dass unsere umgesetzten Vorstellun-
gen nicht ganz falsch sein können, 
zeigt sich daran, dass wir nach nun-
mehr zwei Jahren einen Stamm von 
ca. 25 Personen im Alter zwischen 55 
und 92 Jahren haben, von denen zu-
meist 15-20 an den Veranstaltungen 
teilnehmen. Wir haben uns auf diesen 
Veranstaltungsmix mit ca. sechs Ver-
anstaltungen pro Jahr verständigt. 


